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Grundbuch
§ 4

(1) Die Führung der Grundbücher geht in die Zu- 
»tändigkeit des Rates des Kreises, Abteilung 
Kataster, über.

(2) Die Abteilung Kataster des Rates des Kreises 
ist für die im Kreisgebiet liegenden Grundstücke 
zuständig. Liegt ein Grundstück im Gebiet mehrerer 
Kreise, so bestimmt die Abteilung Vermessung des 
Rates des Bezirkes die für die Führung des Grund­
buches zuständige Abteilung Kataster. Liegt ein 
Grundstück im Gebiet mehrerer Bezirke, so be­
stimmt die Hauptabteilung Vermessung und Kar­
tenwesen des Ministeriums des Innern die für die 
Führung des Grundbuches zuständige Abteilung 
Kataster.

§ 5
Für das Verfahren in Grundbuchsachen gelten die 

bisherigen Vorschriften weiter, soweit nicht in die­
ser Verordnung etwas anderes bestimmt ist.

§ 6
(1) Über die Beschwerde nach dem Vierten Ab­

schnitt der Grundbuchordnung gegen Entscheidun­
gen der Abteilung Kataster des Rates des Kreises 
entscheidet die Abteilung Vermessung des Rates 
des übergeordneten Bezirkes.

(2) Über die weitere Beschwerde entscheidet die 
Hauptabteilung Vermessung und Kartenwesen des 
Ministeriums des Innern.

§ V
(1) Die Abteilung Kataster des Rates des Kreises 

ist für die Entgegennahme der Auflassung und für 
die Beurkundungen und Beglaubigungen zuständig, 
die bisher von den Grundbuchämtern vorgenommen 
werden konnten.

(2) Die Zuständigkeit der Staatlichen Notariate 
und der Notare für die Beurkundung und Be­
glaubigung in Grundstücksangelegenheiten bleibt 
imberührt.

§ 8
(1) Die nach den gesetzlichen Bestimmungen dem 

Richter und dem Urkundsbeamten der Geschäfts­
stelle in Grundbuchsachen übertragenen Geschäfte 
werden von demjenigen Angestellten wahrgenom­
men, der mit der Führung des Grundbuches beauf­
tragt ist.

(2) Soweit bisher für Eintragungen im Grundbuch 
und für Urkunden zwei Unterschriften erforderlich 
waren, genügt die Unterschrift des mit der Füh­
rung des Grundbuches beauftragten Angestellten.

§ 9
(1) Die in den die Führung des Grundbuches be­

treffenden Vorschriften dem Minister der Justiz 
übertragenen Befugnisse gehen auf den Minister 
des Innern über.

(2) In den für das Grundbuch geltenden Vor­
schriften tritt an die Stelle des Grundbuchamtes die 
Abteilung Kataster des Rates des Kreises.

§ 10
Der Minister des Innern kann im Einvernehmen 

mit dem Minister der Justiz im Wege der Durch­
führungsbestimmung Vorschriften über die Be­
handlung der Grundbuchsachen und die Führung 
des Grundbuches erlassen, insbesondere über die 
Zusammenlegung von Grundbuch und Kataster.

Vormundsehaftssachen
§ 11

In die Zuständigkeit der Abteilung Volksbildung 
(Jugendhilfe-Heimerziehung) des Rates des Kreises 
gehen folgende Angelegenheiten über:

1. die Bestimmung des Sorgerechts für Kinder 
aus geschiedenen Ehen (§ 74 EheG.) mit Aus­
nahme der Fälle, in denen über das Sorge­
recht im Ehescheidungsverfahren mitentschie­
den wird;

2. die mit der Überwachung des elterlichen 
Sorgerechtes und der Kindeserziehung zu­
sammenhängenden Aufgaben des Vormund­
schaftsgerichtes, ausgenommen die Sorge für 
das Vermögen des Kindes;

3. die Anleitung und Überwachung des Vormun­
des, soweit es sich um die persönliche Er­
ziehung des Kindes handelt;

4. die dem Vormundschaftsgericht nach § 63 ff. 
des Jugendwohlfahrtsgesetzes obliegenden 
Aufgaben;

5. die Ersetzung der Einwilligung des gesetz­
lichen Vertreters und des Sorgeberechtigten 
in den Fällen der §§ 3 und 30 des Kontroll- 
ratsgesetzes Nr. 16 (Ehegesetz);

6. die Befreiung von dem Erfordernis der Ehe­
mündigkeit für die Frau in den Fällen des 
§ 1 des Ehegesetzes.

§ 12
In die Zuständigkeit der Abteilung Gesundheits­

wesen (Mutter und Kind) des Rates des Kreises 
gehen folgende Angelegenheiten über:

1. alle nicht nach § 11 in die Zuständigkeit der 
Abteilung Volksbildung (Jugendhilfe-Heim­
erziehung) des Rates des Kreises übergehen­
den Aufgaben des Vormundschaftsgerichtes, 
die sich mit der Betreuung Minderjähriger 
befassen;

2. die Ehelichkeitserklärung gemäß § 1723 ff. 
BGB;

3. die Befreiung vom Alterserfordernis bei der 
Annahme an Kindes Statt;

4. die Bestätigung von Verträgen über die An­
nahme an Kindes Statt, wenn der Anzu­
nehmende minderjährig ist.

§ 13
(1) Die Abteilung Volksbildung (Jugendhilfe- 

Heimerziehung) und die Abteilung Gesundheits­
wesen (Mutter und Kind) des Rates des Kreises 
werden in ihrem Zuständigkeitsbereich im gleichen 
Umfang tätig wie bisher das Vormundschaftsge­
richt. Sie können die zur Durchführung ihrer Auf­
gaben erforderlichen Maßnahmen ergreifen und Ver­
fügungen treffen. Sie erteilen die gesetzlich vorge­
sehenen Einwilligungen, Genehmigungen und Be­
freiungen in Angelegenheiten des Vormundschafts­
wesens.

(2) Das Verfahren in den den Abteilungen Volks­
bildung (Jugendhilfe-Heimerziehung) und Gesund­
heitswesen (Mutter und Kind) des Rates des Kreises 
durch diese Verordnung übertragenen Angelegen­
heiten richtet sich nach den bisherigen Bestimmun­
gen, soweit sich aus dieser Verordnung nichts an­
deres ergibt.


